Kreis 


für den 


Land- und Stadtkreis Thorn. 


— .... 

Anzeigenannahme in der Geſchäfts⸗ 
ſtelle Thorn, Katharinenſtr. 4. 

Anzeigengebühr 13 Pf. die Spalt⸗ 
zeile oder deren Raum. 


Nr. 5. 


Mittwoch den 16. Januar 


| Í Í 
m —ðV ⁰˙ wũÿͤ Xv — 
Bezugspreis vierteljährlich 75 Pf. 

einſchl. Poſtgebühr oder Abtrag. 


Ausgabe: Mittwoch und Sonn⸗ 
abend abends. 


Amtliche Bekanntmachungen. 


Bekanntmachung, 


Nr. A. 15330. B. P. S., 
betreffend Beſchlagnahme und Seftandserhebung von ge: 
brannten und anderen küuſtlichen Manuerſteinen, Dachziegeln 
aller Art und Drainageröhren aus Con. 


Dom 15. Januar 1918. 


Nachſtehende Bekanntmachung wird hiermit zur allge 
meinen Kenntnis gebracht mit dem Bemerken, daß jede Zu⸗ 
widerhandlung gegen die Beſchlagnahmevorſchriften nach 8 6*) 
der Bekanntmachung über die Sicherſtellung von Kriegsbedarf 
in der Faſſung vom 26. April 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 376) 
und jede Zuwiderhandlung gegen die Meldepflicht nach $ 5**) 
der Bekanntmachung über Auskunftspflicht vom 12. Juli 1917 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 604) beſtraft wird. Auch kann der Betrieb 
des Handelsgewerbes gemäß der Bekanntmachung zur Fern⸗ 
haltung unzuverläſſiger Perſonen vom Handel vom 23. Sep⸗ 
tember 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 603) unterſagt werden. 


5 
Von der 5 betroffene Gegenſtände. 

Von der Bekanntmachung werden betroffen ſämtliche vor⸗ 
handenen und neu erzeugten Mengen von gebrannten und an⸗ 
deren künſtlichen Mauerſteinen und Dachziegeln aller Art lins⸗ 
beſondere gebrannte Tonſteine, Kalkſandſteine, Schwemmſteine, 


Schlackenſteine, Zementſteine), welche als Vor⸗ oder Hinter⸗ 


mauerſteine, Hartbrandſteine, Klinker, Verblender, poröſe 


a N en 6 Soe E 


2. wer unbefugt einen beſchlagnahmten Gegenſtand prall 
beſchädigt oder zerſtört, verwendet, verkauft oder kauft oder ein 
4 Veräußerungs⸗ oder Erwerbsgeſchäft über ihn ab⸗ 
ießt; 
3. wer der een die debe e aa Gegenſtände zu 
verwahren und pfleglich zu behandeln, zuwiderhandelt; 
4. wer den erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen zuwiderhandelt. 


**) Wer vorſätzlich die Auskunft, zu der er auf Grund dieſer 
Bekanntmachung verpflichtet iſt, nicht in der geſetzten Friſt erteilt 
oder wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige Angaben macht, oder 
wer ae die Einſicht in die Geſchäftsbriefe oder Geſchäftsbücher 
oder die Beſichtigung oder Unterſuchung der Betriebseinrichtungen 
oder Räume verweigert, oder wer vor áglid die vorgeſchriebenen 
Lagerbücher einzurichten oder zu führen unterläßt, wird mit Gefäng⸗ 
nis bis zu ſechs Monaten und mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend 
Mark oder mit einer dieſer Strafen beſtraft; auch können Vorräte, 
die verſchwiegen worden find, im Urteile als dem Staate verfallen 
erklärt werden, ohne Unterſchied, ob ſie dem Auskunftspflichtigen ge⸗ 
hören oder nicht. a 


— Mer fahrläffig die Auskunft, zu der er auf Grund dieſer Bekannt⸗ 
machung verpflichtet iſt, nicht in der geſetzten Friſt erteilt oder un⸗ 
richtige oder unvollſtändige Angaben macht, oder wer fahrläſſig die 
vor ieee Lagerbücher einzurichten oder de ug unterläßt, 


wird mit Geldſtrafe bis zu dreitauſend Mark bejtra 


| Steine, Deden- und Lochſteine, Formſteine, Dachziegel Verwen⸗ 


dung finden können, außerdem Drainageröhren aus Ton. 


82, 
Von der Bekanntmachung betroffene Perſonen und Betriebe, 

Von der Bekanntmachung ſind betroffen ſämtliche natür⸗ 
liche und juriſtiſche Perſonen, gewerbliche und landwirtſchaft⸗ 
liche Unternehmer, öffentlich-rechtliche Körperſchaften und Ver⸗ 
bände, die die im $ 1 genannten Gegenſtände erzeugen oder 
mit ihnen handeln. 

§ 3. 
Beſchlagnahme. 

Die von der Bekanntmachung betroffenen Gegenſtände 
(§ 1), die ſich im Beſitz von durch die Bekanntmachung betroffe⸗ 
nen Perſonen oder Betrieben befinden (§ 2), werden hierdurch 
beſchlagnahmt. 

Die Beſchlagnahme hat die Wirkung, daß die Vornahme 
von Veränderungen an den von ihr berührten Gegenſtänden 
verboten iſt und rechtsgeſchäftliche Verfügungen über ſie nichtig 
ſind. Den rechtsgeſchäftlichen Verfügungen ſtehen Verfügungen 
gleich, die im Wege der Zwangsvollſtreckung oder Arreſt⸗ 
vollziehung erfolgen. Trotz der Beſchlagnahme ſind alle Ver⸗ 
änderungen und Verfügungen zuläſſig, die durch einen Frei⸗ 
gabeſchein mit dem Stempel des Kriegsamtes, Bauten⸗ 
Prüfſtelle, geſtattet find. 

Der Freigabeſchein kann durch ordnungsgemäße Ausfuhr⸗ 
bewilligung des Herrn Reichskommiſſars für Aus⸗ und Ein⸗ 
fuhrbewilligung erſetzt werden. 


8 4. 
Meldepflicht. 

Die von dieſer Bekanntmachung betroffenen Gegenſtände 
unterliegen einer Meldepflicht. 

Die erſte Meldung iſt über den bei Beginn des 1. Februar 
1918 tatſächlich vorhandenen Beſtand an meldepflichtigen 
Gegenſtänden bis zum 10. Februar 1918 zu erſtatten. 

Die ferneren Meldungen ſind über die am erſten Tage 
eines jeden ungradzahligen Monats (März, Mai, Juli, Sep⸗ 
tember, November uſw.) vorhandenen Beſtände bis zum zehnten 
Tage des betreffenden Monats zu erſtatten. 

Die Meldungen ſind an die Kriegsamtſtelle zu richten, in 
deren Bereich die zu meldenden Gegenſtände ſich befinden. 

Die Meldung hat in doppelter Ausfertigung auf vor⸗ 
gedruckten Meldebogen zu erfolgen, die von der für die Mel⸗ 
dung zuſtändigen Kriegsamtſtelle anzufordern ſind. 

8 5. 
Lagerbuchführung. 

Jeder Meldepflichtige ($ 2) hat ein Lagerbuch zu führen, 
aus dem die verſchiedenen Steinſorten nach Menge, Größe und 
Beſchaffenheit zu erſehen find. Zu- und Abgang muß aus dem 
Lagerbuch erſichtlich ſein, ebenſo der Empfänger und die 
Nummer des Freigabeſcheines. 8 

8 


Ausnahmen. 
Trotz der Beſchlagnahme iſt geſtattet Verkauf und Ver⸗ 
brauch von Mauerſteinbruch ſowie von: 


la 
4 
2 
+ 


16 


Formſteinen bis zu 500 Stück, 
Dachziegeln „ „ 100 
Drainageröhren „ „ 500 


den anderen im $ 1 bezeichneten Gegenſtänden bis 


zu 5 000 Stück 
hu einem Kalendermonat für eine Bauſtelle. 


87. 
Anfragen und Anträge. 
Anfragen und Anträge find zu richten: 
1. für Bauten der Marineverwaltung an das Reichs⸗ 


marineamt, Berlin W 10, Königin Auguſtaſtr. 38—41, 


2. für Bauten der preußiſchen Heeresverwaltung an das 
Königlich Preußiſche Kriegsminiſterium, Bauabteilung, 
Berlin SW 68, Zimmerſtr. 87, 

3. für Bauten der preußiſch⸗heſſiſchen Staatsbahnen und 
der Reichseiſenbahnen an das Miniſterium der öffent⸗ 
lichen Arbeiten, Berlin W 9, Voßſtr. 35, 

4. für alle andern Bauten an die zuſtändige Kriegsamtſtelle. 


8 8. 
Inkrafttreten der Bekanntmachung. 
Die vorſtehende Bekanntmachung tritt am 25. Januar 1918 
in Kraft. g ’ 
Danzig, Graudenz, Thorn, Culm, Marienburg, 
pa 15, Sanuar 1918, 


Stellv. Generalkommando 17. Armeekorps. 
Der kommandierende General. 
Die Gouverneure der Feſtungen Graudenz und 
Thorn. 


Die Kommandanten der Feſtungen Danzig, Culm, 


und Marienburg. 


Durchgaſung von Mühlenbetrieben 
zum Swede der Vernichtung von Getreideſchädlingen. 

Die auf dem Gasplatz Brehloh gebildete Kompagnie für Schäd⸗ 
lingsbekämpfung hat die Aufgabe, nach Anweiſung des techniſchen 
Ausſchuſſes für Schädlingsbekämpfung Durchgaſungen von Mühlen, 
Speichern uſw. vorzunehmen, um Getreideſchädlinge und ihre Brut 
zu vernichten. 

Auf Anforderung ſtehen Leute zu dieſem Zweck, auch Zivilbe— 
hörden und privaten Beſitzern unter der Vorausſetzung zur Verfü— 
gung, daß dieſe die Koſten der Vergaſung tragen. 

Auträge ſind zu richten an den Techniſchen Ausſchuß für die 
Schädlingsbekämpfung in Berlin S. W., Wilhelmſtraße 45, unter 
Berufung auf den Erlaß des Kriegsminiſteriums, allgemeines sriegs- 
departement, vom 11. 12. 17, Nr. 452/12. 17 A. 10. 

Als Abgeltung für die mit dem gefahrvollen und verantwortungs⸗ 
reichen Durchgaſungsdienſt verbundene außergewöhliche Mühewaltung 
find bei Durchgaſungen auf Anfordern von Zivilbehörden und Zivil⸗ 
perſonen neben den beſtimmungsmäßigen Gebührniſſen (vergl. letzten 
Abſatz) folgende Entſchädigungen zu zahlen: 

dem Offizier 3 Mt. 
„ Unteroffizier 2, 
„ Gefr. und Gemeinen 1 „ 
täglich. E 

Außerdem find den Nutznießern neben den vom Techniſchen Aus⸗ 
ſchuß zu berechnenden ſächlichen Koſten und den Eiſenbahn uſw 
Transportkoſten ſämtliche perſönlichen Gebührniſſe der Angehörigen 
der Kompagnie an Gehalt oder Löhnung, Zulagen, Verpflegungs⸗ 
gebührniſſen, Quartierentſchädigungen uſw. zur Laſt zu ſtellen. Be⸗ 
förderungen nach und vom Kommando erfolgen auf Militärfahrkarte. 

Die Ortsbehörden erſuche ich, die intereſſierten Kreiſe auf Vor⸗ 
ſtehendes in geeignet erſcheinender Form aufmerkſam zu machen. Sollte 
die Durchgaſung eines Betriebes auf Koſten des Beſitzers gewünſcht 
werden, ſo wäre ein eutſprechender Antrag an mich zu richten, wel⸗ 
cher die Erklärung enthalten muß, daß der Eigentümer ſich den 
obigen Bedingungen unterwirft. 

Thorn den 10. Januar 1918. 

i Der Landrat. 


Es häufen ſich die Fälle, in denen die Stellen, denen Brot⸗ 
getreide, Gerſte, Hafer und Hülſenfrüchte, oder aus dieſen Früchten 
hergeſtelltes Mehl und deſſen Erzeugniſſe, anvertraut ſind, durch Schieber 
aufgeſucht werden, die Betrügereien vorzunehmen verſuchen. Die über 
ganz Deutſchland verſtreuten Mitglieder ſolcher Schieberbanden ver: 
ſuchen ſich denjenigen Stellen, bei denen ſie Lagervorräte vermuten, 


unauffällig zu nähern, um die Verhältniſſe auszukundſchaften; ſie 


treten dann an die Beſitzer der Ware mit Kaufangeboten heran, in⸗ 
dem ſie ſich vielfach als bevollmächtigte Einkäufer von kriegsindu⸗ 
ſtriellen Betrieben legitimieren, auch gefälſchte Schriftſtücke über von 
Behörden oder Reichsſtellen erteilte Kauferlaubnis vorlegen oder ſich 
jogar als Angeſtellte der Reichsgetreideſtelle ausgeben. Werden ſie 
von dem Beſitzer abgewieſen, verſuchen ſie, deſſen Angeſtellte zu be⸗ 
ſtechen. Erſt in jüngſter Zeit konnte wieder eine neunköpfige Schie⸗ 
berbande durch unſere „Ueberwachungsſtelle“ entlarvt und ihrer Beſtraf⸗ 
ung mit Hilfe der Staatsanwaltſchaft zugeführt werden. 

Wir erſuchen alle mit uns in Verbindung ſtehenden Stellen, 
ſich nicht mit der einfachen Abweiſung der an ſie oder an ihre An⸗ 
geſtellten herantretenden Verſucher zu begnügen, ſondern nach Mög⸗ 
lichkeit deren ſofortige Feſtſtellung oder Feſtuahme durch die zuſtändige 
Polizeibehörde zu erwirken. In allen Fällen aber iſt es notwendig, 
daß uns, und zwar an unſere Abteilung „Ueberwachung K“, eine 
Mitteilung über derartige Betrugsverſuche gemacht wird, der wir 
dann, gegebenenfalls in Verbindung mit dem Kriegswucheramt und 
der zuſtändigen Staatsauwaltſchaft, nachgehen. Eine ſolche Anzeige 
au uns iſt ſchon um deswillen notwendig, damit nicht etwa der be⸗ 
treffende Juhaber der Ware oder fein Angeſtellter unbegründet in 
ſchweren Verdacht gerät und ſich durch ſein Stillſchweigen ſpäteren 
erheblichen Unannehmlichkeiten ausſetzt. 

Berlin den 20. Dezember 1917. 


Reichsgetreideſtelle. 
Geſchäftsabteilung. 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. 


Die Ortspolizei⸗ und Ortsbehörden ſowie die Herren Gendarmerie— 
Wachtmeiſter des Kreiſes erſuche ich, mir über jeden Zuwiderhand⸗ 
lungsfall unter genauer Angabe der Perſonalien des Schiebers oder 
Schleichhändlers unter Beifügung der ihm abzunehmenden gefälſchten 
Ausweiſe Anzeige zu erſtatten. Falls derſelbe ſofort dem zuſtändigen 
Amtsgericht überliefert worden iſt, erſuche ich um Vorlage einer Ab⸗ 
ſchrift der bei der Einlieferung erſtatteten Anzeige. 

Thorn den 14. Januar 1918. 

Der Vorſitzende des Ureisausſchuſſes. 


Bekanntmachung. 

Am 16. Januar 1918 treten für Schlachtſchweine die Preiſe 
der Verordnung des Reichskanzlers über die Schlachtvieh- und Fleiſch⸗ 
preiſe für Schweine und Rinder vom 5. April 1917, Reichsgeſetz⸗ 
blatt Seite 319, in Wirkſamkeit. Der Einheitspreis von Mk. 73/74 
für 50 Kilo Lebendgewicht und der geſtaffelte Zuſchlag gemäß un⸗ 
jerer Bekanntmachung vom 23. November 1917 kommen alſo in 

ortfall. f 
Den bis zum 15. Januar 1918 geltenden Einheitspreis von 
Mk. 73/74 und den Zuſchlag dürfen der Weſtpreußiſche Viehhan⸗ 
delsverband und die von ihm für die einzelnen Kreiſe beſtellten Haupte 
aufkäufer jedoch noch für die Schweine zahlen, die dem zuſtändigen 
an ſpäteſtens am 15. Januar 1918 felt zum 

auf angeboten worden find. Die Bedingungen find bei dem 
Hauptaufkäufer zu erfahren. 

Ueber das Kaufangebot iſt eine von dem Tierhalter und dem 
Hauptaufkäufer oder ſeinem Vertreter zu unterſchreibende Erklärung 
abzugeben. Der Tierhalter erhält von dem Hauptaufkäufer eine ſchrift⸗ 
liche Beſtätigung ſeines Kaufangebotes. Dieſe Beſtätigung hat der 
Tierhalter bei der Viehabliefezung an den Hauptaufkäufer oder ſeinen 
Vertreter zurückzugeben. 

Nach dem 15. Januar 1918 eingehende Kaufangebote können 
teine Berückſichtigung finden. 

Danzig den 8. Januar 1918. 

Königlich preußiſche Provinzialfleiſchſtelle für die 

Provinz Weſtpreußen. 


3 
E 
| 
- 
> 


Polizei-Derorónuna. 
Auf Grund der 88 6, 12,15 des Gee 


ſetzes über die Polizei⸗Verwaltung vom 11. 


März 1850 (G.⸗S. S. 265) und der 88 
137, 139 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (©. 
S. S. 195) wird mit Zustimmung des Bee 
zirksausſchuſſes für den Umfang des Regie⸗ 


rungsbezirkes Marienwerder folgende Polizei» 


Verordnung erlaſſen: 
$: 1, 
Gaſt⸗ und Schankwirte, ſowie diejenigen 
Perſonen, welche mit Branntwein oder Spi⸗ 


ritus Kleinhandel betreiben, ſind verpflichtet, 


von jeder Stellvertretung in ihrem Gewerbe⸗ 
betriebe (8 45 der Gewerbeordnung) unter 
Darlegung des obwaltenden Sachverhältniſſes 
der Ortspolizeibehörde innerhalb einer Friſt 
von einer Woche, von dem Beginn der Stell⸗ 
vertretung an gerechnet, Anzeige zu erſtatten. 

Binnen der gleichen Friſt iſt von dem 
Aufhören der Stellvertretung Anzeige zu 
machen. : 

Dieſe Verpflichtungen gelten auch für 
bereits beſtehende Stellvertretungen mit der 
Maßgabe, daß die in Satz 1 vorgeſehene 
Anzeige binnen 4 Wochen, vom Tage des 
Inkrafttretens dieſer Polizei⸗Verordnung ab 
gerechnet, zu erſtatten iſt. 


$ 2. 
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verord⸗ 
nung werden mit Geldſtrafe bis zu 60 Mk. 
beſtraft, an deren Stelle im Unvermögens⸗ 
falle entſprechende Haft tritt. 


5:8, 
Dieje Verordnung tritt mit dem Tage 
der Verkündigung in Kraft. 
Marienwerder den 1. Juli 1897. 
der Regierungs-Práfident. 


Thorn den 9. Januar 1918. 
Der Landrat. 


Lifte der Gemeindemitglieder und 
ſonſtigen Stimmberechtigten. 
Die Herren Gemeindevorſteher beauftrage 
ich hiermit, die Liſte der Gemeindemitglieder 
und ſonſtigen Stimmberechtigten gemäß $ 39, 
bj. 2 der Landgemeindeordnung vom 3. Juli 
1891 nach dem gegenwärtigen Stande zu 
berichtigen und in der Zeit vom 15. bis ein⸗ 
ſchließlich 30. d. Mts. gemäß § 56 der 
Landgemeindeordnung in einem vorher in 
ortsüblicher Weiſe zur öffentlichen Kenntnis 
zu bringenden Raume zur Einſicht auszulegen. 

Thorn den 10. Januar 1918. 


Der Landrat. 
— 


Ho > 


Geſtellung von Hilfskräften bei Stórun: 
gen im Elſenbahnbetrieb durch Schneefall. 

Die Ortsbehörden erſuche ich, dafür Sorge 
zu tragen, daß vorkommendenfalls den An⸗ 
forderungen der Eiſenbahnverwaltung auf Ge⸗ 
ſtellung von Arbeitskräften zur Beſeitigung 
der durch Schneefall verurſachten Betriebs⸗ 
ſtörungen in möglichſt großem Umfange un⸗ 
geſäumt entſprochen wird. : 

Thorn den 8. Januar 1918. 

Der Landrat. 


Nach Mitteilung des Reichspoſtamtes Ber⸗ 
lin iſt der Schriftwechſel zwiſchen der Kriegs- 
wirtſchaftsſtelle und den Amts⸗, Guts⸗ und 
Gemeindevorſtehern über die Prüfung von 
Urlaubs⸗ und Zurückſtellungsgeſuchen eine 
militäriſche Angelegenheit und daher porto: 
frei, wenn die Sendungen den Vermerk 
„Heeresſache“ tragen. Portopflichtig ſind da⸗ 
gegen alle Sendungen, wenn ſie von dem Ur⸗ 
laub oder Zurückſtellung Nachſuchenden ſelbſt, 
deren Angehörigen oder Arbeitgebern ausgehen. 

Thorn den 9. Januar 1918. 
Der Landrat. 


Den Herren Amts⸗, Gemeinde- und Guts⸗ 
vorſtehern, die noch nicht das Verwaltungs⸗ 
blatt „Die Landgemeinde“ beſtellt haben, 
wird hierdurch das Halten dieſer bei dem 
Landgemeinde⸗Verlage zu Berlin-Friedenau, 
Sponholzſtraße 31, zu beſtellenden Zeitſchrift 
empfohlen, da das aufmerkſame Leſen der⸗ 
ſelben ſowohl wie die Benutzung der mit ihr 
verbundenen Rechtsauskunftſtelle geeignet ijt, 
den Herren Amts⸗, Gemeinde⸗ und Guts⸗ 
vorſtehern die ordnungsmäßige Erledigung 
ihrer amtlichen Obliegenheiten ſehr zu erleichtern. 

Der Jahresbezugspreis beträgt 7 Mk. 

Thorn den 9. Januar 1918. 

Der Ureisausſchuß. 


Abſchluß von Derwahrungsverträgen 
von Kartoffeln. 
Nachdem die Schnelligkeitsprämie und 
die Anfuhrgebühr für Kartoffeln am 15. v. 
Mts. fortgefallen ſind, beträgt der Erzeuger⸗ 
höchſtpreis 5 Mark für den Zentner. 
Ich bin bereit, denjenigen Landwirten, 


die ſich zur Ablieferung einer beftimmten: 


Menge Kartoffeln im Frühjahr 1918 ver⸗ 
pflichten, eine Verwahrungsgebühr von 75 
Pfennig für jeden bis zum 15. März gelie⸗ 
ferten Zentner Kartoffeln und von weiteren 
25 Pfennigen für jeden nach dieſem Beit 
punkte gelieferten Zentner Kartoffeln zu zahlen. 
Anträge auf Abſchluß eines Verwahrungs⸗ 
vertrages ſind bis zum 25. Januar an mich 
zu richten. 


Unbeſchadet von dieſer beſonderen Ver⸗ 
pflichtung hat jeder Landwirt die Kartoffeln 
pfleglich zu behandeln und froſtſicher aufzu⸗ 
bewahren. Das Verfütterungsverbot für Kar⸗ 
toffeln bleibt beſtehen. 

Thorn den 15. Januar 1918. 

Der Vorſitzende 
des Kreisausſchuſſes. 


Betrifft Garbenbänder. 

Die Bezugsvereinigung der deutſchen Land⸗ 
wirte G. m. b. H., Berlin W. 35, Pots⸗ 
damerſtraße 30, ſtellt einen Poſten Garben⸗ 
bänder aus Faſermaterial zum Preiſe von 
39,50 Mk. das Tauſend, netto Caſſa, frei 
ab Lager Berlin zur Verfügung. 

Beſtellungen ſind bei der oben genannten 
Bezugsvereinigung zu machen. 

Thorn den 11. Januar 1918. 
is = für den Landkreis 

orn. 


Kleinbahn Thorn⸗Scharnau. 

Vom 1. Februar 1918 ab wird die 
Geltungsdauer der Fahrkarten auf 24 Stun⸗ 
den feſtgeſetzt. Rückfahrkarten werden nicht 
ausgegeben. Die Markt⸗ und Sonntagsfahr⸗ 
karten werden aufgehoben. Die Mindeſtſtück⸗ 
ſätze für lebende Tiere werden erhöht. Für 
jede Wagenladung lebender Tiere wird zu 
der tarifmäßigen Fracht ein Zuſchlag von 
2 Mk., für jede Sendung einzelner Stücke 
ein ſolcher von 1 Mk. erhoben. Im Güter⸗ 


verkehr werden zu der tarifmäßigen Fracht 


folgende Zuſchläge für 100 kg erhoben: Für 
Eilſtückgut 20 Pfennig, für Frachtſtückgut 
10 Pfennig, für Wagenladungen 2 Pfennig. 
Die Stationstariftabellen und der beſondere 
Ausnahmetarif für Holz werden aufgehoben 
und durch eine unter Berückſichtigung der Zu⸗ 
ſchläge und der Verkehrsſteuer aufgeſtellte 
Kilometertariftafel und Stationtariftafel 
erſetzt. 

Nähere Auskuft erteilen die Verkehrs⸗ 
ſtellen der Kleinbahn, die Güterabfertigung 
in Thorn⸗Mocker ſund das Verkehrsbüro der 
Königlichen Eiſenbahndirektion in Bromberg. 
Druckſtücke der Verfügung über dieſe Aen⸗ 
derungen ſind für 15 Pfennig bei der Fahr⸗ 
kartenausgabe in Thorn Hbf. käuflich zu haben. 

Bromberg den 8. Januar 1918. 

Königlihe Eiſenbahndirektion, 
als betriebsführende Verwaltung. 


Heu und Stroh 


in jeder Menge wird gekauft. 
Fuhrkoſten werden erſtattet. 


Proviantamt Thorn. 
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